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L e zu - < p r e l « r I « Karlsruhe «ud »uSwikt« frei in« Hau« geliefert für Juni «000 ji - Sinjelnummer 250 u* - » azeigenge » llhe : 3äO A für 1 mm H»h« und ein Siebentel Breite, « riefe undWiederholungen tanfftfkt R- bo«. der - l« Safftttrabott gilt «"d vertveigett werden kann, wenn nicht binnen vier Wochen nach E« pka»z der Rechnung Zahlung erfolgt. « mUiche Anjeige » find direkt** fc« .*^*̂ *5 *1®* b*Jv£?*ttt ,$ er. ftaaUanitiget , itarl-Friedrichflr. 14 zu send« , und werden 1» Vereinbarung mit dem Ministerium de« Inner » berechnet. Bei itlageerhebunz, »wanaSweiiec Beitrribunaund Kenkurkverfahrrn fbvt Ler Rabait sort. LrsiLungsort Karlsruhe . — I « Kalle von höherer Gewalt, Streif Sperre , SuSfperrung , Makchinenbrnch , Betriebsstörung üu eigene» Betrieb« »der in denen unserer Lieferant»»hat der ^»serent kei«« tlusprilchr, fall« di« Zeitung verspötct, i» beschränktem Umfang« «der nicht erscheint. — Kür telephonische Abbestellung von Anzeigen wird kein« Gewithr übernommen. Uuverlangt« Drucksachen undManuskript « werden nicht zurückgegebru und es wird keinerlei Verpflichtung zu irgendwelcher Vergütung übernomine».

Änttlicher Teil .
Spütjabrsprükung der Recbtskandidaten .

* * Die Abhaltung der diesjährigen Spätjahrsprüfung der
Rechtskandidaten ist für die zweite Hälfte des Monats Sep¬tember in Aussicht genommen . Die Anmeldungen find imLaufe des Monats August beim Justizministerium einzureichen.

Negierung , Militaristen und
Parlament in China.

#** Aus Tientsin , 4 . Mai , erhalten wir den nachstehendeneinen zusammenfassenden -und klaren Überblick über die Lagein Gesamtchina gebenden iBericht.Die Lage in China ist niemals ernster und hoffnungsloserseit der Gründung der chinesischen Republik gewesen, als imgegenwärtigen "Moment . Daß die europäischen Regierungenund Amerika sich trotzdem mit dieser Lage so wenig zubefassen scheinen , ist eine Folge des überwiegenden Interessesfür den Ruhrkonflrkt und für die Lösung der ^Schwierigkeitenim nahen Orient . Und doch werden vielleicht in kurzer FristEreignisse eintreten , welche die Micke der anderen Staatennach hier zwingen.
China ist finanziell , innerpolitisch und moralisch im Rück¬gänge befindlich. Im Gegensatz zu der einst fast sprichwört¬lichen Vertragstreue der Chinesen werden Verträge und an¬dere Verpflichtungen immer wieder von den Provinzialbehör -den verletzt und die Zentralregierung in Peking ist jederMacht bar .
Dieser trostlose Zustand besteht, seit China wirklich eineRepublik ist, d . h . seit 19Mi. Dem Kamen nach allerdingswurde China schon 1912 RopuLlik. In der Tat aber standes von diesem Zeitpunkte bis 1916 unter der Botmäßigkeiteines Diktators , des Präsidenten Jüan Shih -'kai . Er warstark genug, alle Gegenströmungen im Keime zu ersticken, undso zeigte das Land nach außen hin das Bild einer gewissenEinheit . Aber mit seinem Tode wurde klar , daß einzig seinekraftvolle Persönlichkeit den Auseinanderfall verhindert hatte .Denn jetzt hörte jegliche Autorität der Zentcalrcgierung auf .Wenn auch der Einfluß der Generale Taso Kun und WuPel -fu zeitweise bestimmte Provinzen de» Anweisungen Pe¬kings gefügig machten, so ist es doch nie mehr vorgerommen ,daß eine Verfügung der Zentralregierung vom ganze» Reichals bindend betrachtet worden wäre .Die drei östlichen Provinzen Wnnen zurzeit als gänzlich

außerhalb des Reiches stehend betrachtet werden . Dort hatChang tso-sin sich im Frühsahr 1922 für unabhängig erklärtund eine eigene Regierung in Mulden begründet . Diese .küm¬mert sich nicht im geringsten um Peking mit seinen Präsiden¬ten, seinem Kabinett und seinen fremden Gesandtschaften . DaChang Tso -lin die Pekiug -MuKdeuer-Wahn lahm legte, indemer den Durchgangsverkehr an der Mandschurischen Grenze ver¬hinderte, sieht sich Peking zudem vor einer ungeheuren wirt¬
schaftlichen Behinderung . Denn über Mulden war sie mitdem russischen Eisenbahnnetze in Sibirien und dem japanischenin Korea verbunden.

Die äußere Mongolei steht unter roter Herrschaft. Dienördlichen und mittleren Teile Jnnerchinas werden von denGeneralen Tsao Run in Psotiug -fu und Wu Pei - fu in Lvyangkontrolliert , von deren Gnade die Pekinger Regierung lebt.Dies muß nach ihren Wünschen Verfügungen erlassen und zuwiederholten Malen haben sie Präsident und Kabinett offenerDemütigung auSgcsetzt .
Im westlichen , südwestlichen und südlichen China herrschtallgemeine Verwirrung . In Szochnan , Chinas reichster und

größter Provinz nt Bürgevkrieg , in den Wu Pei -fu sich «inzu¬mischen sucht in der Hoffnung , seinen Machtbereich zu erwei¬tern . Die Provinz ?)unnn ist in den Händen des ehrgeizigenTang Chi-yao, der auch Szechuan sich unterwerfen möchte . InKwangsi herrscht seit 2 Jahren absolute Anarchie . In Canton
ist die Lage unklar . Sun Iat sen hat zwar ein halbes Jahr
nach seiner Vertreibung triumphierend zurückkehren können,aber trotzdem bleibt die Militärpartei ein Faktor , mit dem
zu rechnen ist. In Fukie» und Kuangsi ist es unruhig .Chekiang hat letzthin dadurch die Aufmerksamkeit erregt , daßes eigenmächtig in der Besteuerung fremden Gutes vorgingund so seine internationalen Verpflichtungen verletzte. Dazunimmt in vielen Provinzen das Räuberunwesen überhand ,allez in allem also bietet das Gesamtreich das Wild eines vol¬lendeten Ehaos.

Das Parlament ist leider am allerletzten imstande , dem Wirr »war zu steuern . Es ist noch dasselbe wie 1913 . Es war1914 von Juan Shih -kai aufgelöst, aber 1917 von Li- Juan -
hung wieder enrberufen worden . Allerdings nur , um kurzdaraus wieder aufgelöst zu werden und es auch bis 1922 zubleiben . Die Mitglieder beider Häuser sind zum größten TeilBerufspolitiker übelster « orte . Abgesehen von den ungemeinhohen Träten bezichen die meisten von ihnen Unterstützuags -»der Bestechungsgelder von de« Mi ' taristen und anderen in¬
teressierten politischen Kreisen . Es ist ein offenes Geheimnisund des öfteren in der Presse festgestellt worden , daß bei man¬chen Vorlagen die einzelnen Mitglieder für ihre Stimmabgabein gewünschtem Sinne Geldsummen crhalten haben . Seitdem 1 . August 1922 bis heute hat das Parlament kein ein¬ziges aufbauendes Gesetz verabschiedet. Wenn eS zufammen -tritt , was ziemlich selten geschieht , sind die Sitzungen meistfruchtlos infolge der Zänkereien zwischen den Parteien , dievom Werfen von Tintenfässern und ähnlichen begleitet sind.Dabei hat dieses eigenartige Parlament die Anmaßung wich¬tige Verträge , die die Zentrairegierung geschlossen hat , abzu¬lehnen, und jede vernünftige Regelung auswärtiger Ange¬legenheiten zu verhindern .

[politische Neuigkeiten .
Deutscher Reichstag .

Beginn nachmittags 2 Uhr.
Der Gesetzentwurf, durch den der Rapallovertrag auf die

Sowjetrepubliken der Ukraine, Weißrußland , Georgien , Aser-beidschan , Armenien und die RepiMiken des fernen Ostensausgedehnt wird, kommt ohne Debatte in allen drei Lesungenzur Annahme.
In zweiter und dritter Beratung wird debattelos die No¬velle zum Verdrängungsgesetz angenommen , die die Entschä¬digungssätze der Geldentwertung anpaffen will. Dann wirddie zweite Beratung der Ikovelle zum Landessteuergesetz fort¬

gesetzt.
Abg . Merck Payr . Vp .) stimmt trotz vieler Bedenken der

Vorlage zu, verlangt aber eine grundsätzliche Neuordnung der
Finanzverfassung mit dem Ziel , den Ländern und Gemeinden
die Steuerhoheit in gewissem Umfange wieder zu verschaffen.

Abg . Herold (Ztr .) bedauert, daß die Kritiker der Vorlage
nicht in der Lage waren , Verbesserungsvorschläge zu machen.Bei der jetzigen Finanznot könnte natürlich kein Steuergesetz
durchaus befriedigend sein . Den Gemeinden würde aber in
der unveränderten Annahme der Ausschußvorlage ein großer
Dienst erwiesen.

Abg . Peine (Soz .) begründet einen Antrag auf Befreiungder Genossenschaften und Konsumvereine von der Umsatzsteuer.
Abg . Koenen (Komm .) verlangt größere Mittel für die Ge¬

meinden. Er protestiert dagegen, daß die sehr gerechte anhal -
tische Grundwertsteuer durch das Eingreifen der Reichsregie¬
rung im Interesse der Großgrundbesitzer und des ehemaligen
Herzogs verschlechtert worden sei.

Damit schließt die Aussprache. — Unter Ablehnung aller
Abänderungsanträge wird die Vorlage in der Ausschutzfasinngin zweiter Beratung angenommen.

Angenommen wird ferner folgende, von allen Parteien mit
Ausnahme der Kommunisten eingebrachte Entschließung : Die
Reichsregierung wird ersucht mit allen Kräften eine organische
Neuregelung der Finanzverhältnisse zwischen den« Reich und
den Ländern in der Richtung in Angriff zu nehmen , daß die
bisherige Zuschußwirtfchaft beseitigt und den Ländern und
Kommunen die Möglichkeit einer wirtschaftlichen Selbstverwal¬
tung zurückgegeben wird. Zu diesem Zweck ist eine klare Ver¬
teilung der Steuerquellen zwischen dem Reich und den Län¬
dern erforderlich. Dem Reich als dent, in erster Linie in Frage
kommenden Träger der Kriegslasten ist hierbei der erforder¬
liche Vorrang zu sichern. Die in öffentlicher Hand befindlichen
Betriebsverwaltungen dürfen von den allgemeinen Steuer¬
lasten nicht ausgenommen werden. — Auf sozialdemokratischenUntre wird mit 146 Stimmen der Linken gegen 144 beschlos¬
sen, dir dritte Beratung auszusetzen.

Die Novelle zum Besoldungssperrgesetz ist von der Reichs¬
regierung zurückgezogen worden. Statt dessen wird die Ver¬
längerung des Gesetzes bis zum 1. April 1925 beschlossen.

Um % 6 Uhr vertagt sick das HauS auf Mittwoch, nachmit-
tagS 2 Uhr : Kleinere Vorlagen.

Frankreichs § ewaltpolitik .
Dortmund , 19. Juni . Zu der Lahmlegung des Eisenbahn¬

verkehrs durch die Besetzung sämtlicher Bahnhöfe und Eisen-
bahnwerlstättem und zu der französischen Drohung , in Zukunft
alle Eisenbahner auszuweisen, wenn sie nicht gewillt seien,für die französische Regie zu arbeiten , haben die organisiertenArbeiter , Angestellten und Beamten Großdortmunds eine
Kundgebung erlassen, in der sie den Eisenbahnern ihre tat¬
kräftigste Hilfe und brüderliche Unterstützung zusichern und
zur Ruhe und Besonnenheit auffordern .

Münster , 19. Juni . Die Lebensmittelschwierigkeiten in den
abgeschnürten Städteir bestehen weiter. Lebensmittel können
nur auf den Straßen kerbeigeschafft werden. In Herdecke und
Herne haben die Franzosen die Landstraßen durch tiefe Gräben
für den Verkehr gesperrt.

Berlin , 26. Juni . Der „ Voss. Ztg ." zufolge sind in der Zeit
vom 10. Januar bis 2. Juni 1923 insgesamt 5764 Eiseubahner
aus ihren Wohnungen vertrieben worden. Davon wurden
4568 aus dem besetzten Gebiet ausgewiesen. Die Zahl der von
der Verdrängung betroffenen Familienangehörigen beträgt
17 887 , die Zahl der von der Ausweisung betroffenen Angehö¬
rigen 11151 . Verhaftet wurden insgesamt 564 und vom
Kriegsgericht verurteilt 165 Eisenbahner .

Köln, 19. Juni . Die Besatzrmgsbekörden haben in Bonn wei-
! tere Wohnungen räumeu lasse» . In den letzten Tagen wurden
] besonders Post- und Finanzbeamte davon betroffen .
\ In der Nackt vom 17. auf 18 . Juni entgleiste ein Güterzug

der französisch -belgischen Eisenbahnregie bei Block Ohndorf an
der Strecke Elsdorf—Bcttburg .

! Im Bahnhof Pfalzdorf entgleisten beim Rangieren 7 Perso¬
nenwagen und ein geladner Güterwagen der französisch-bel-

j gischen Eisenbahnregie.
■ lKöjn , 19. Juni . In der Nacht zum Montag entgleiste auf

der Strecke Elsdorf—Bedburg und beim Bahnhof Pfalzdorf
zwei Güterzüge der französisch -belgischen Eisenbahnregie .

Die Strecke Herne—Oberhau sen wurde militarisiert .
In Gclscnkirchen hielten die Franzosen die Anlagen und

! Niederlagen der Mannesmann -Werke besetzt, nachdem sie erst- sämtliches greifbares Material abtransportiert hatten , wurden
[ die Werke wieder geräumt .
! In Dortmund haben die Franzosen , nachdem sie erst Dienst -
^ räume des dortigen Postamts beschlagnahmt hatten , noch wei¬

tere Diensträume für die alliierte Kommission mit Beschlag
: belegt.

Paris , 19. Juni . Der »Petit Parisien " tellt mit , er glaube
zu wissen, daß die Besstzungsbehörden zwei neue Maßnahmen

ergriffen haben , um den Druck zu verstärke », 1 . hätten sie be-schlossen, von nun ab den TanSport von Koks im Inner « de»RuhrgebletS zu untersagen . Der Transport könne augenblick-sich nur noch für solche Firmen durchgeführt werden, denen eSgelinge , einen Teil des fabrizierten Kokses zu verstecken . Inzweiter Linie sei am 15. Juni von General Degoutte ein Er¬laß veröffentlicht worden, wodurch alle Eisenbahnliulen i»Innern deS Ruhrgebiets , die bisher noch außerhalb des Ko«,trollsystems geblieben seien , unter die direkte Kontrolle dermilitärische» Behörden gestellt wurden. Diese neue Kontrollegestatte es , von nun ab den Gebrauch dieser verschiedenen Li-nien — sei es für den Warentransport , sei es für den Ernäh »runastran Sport — zu überwachen .
WTB . Paris , 19. Juni . Gestern hatte bereits der „TempS-

die Frage erörtert , ob durch die Militarisierung der Eisenbahavon Essen nach Dortmund die Ernährung der Bevölkerung de»RuhrgebietS gefährdet erscheine . Heute erörtert in einem offen-bar inspirierten , aus Dortmund datierten Artikel die HavaS-Agentur die gleiche Frage . Es heißt darin , daß die Bevölke -rung des Ruhrgebiets befürchte, die Besetzung der Linie Essenbis Dortmund würde ernste Schwierigkeiten für die Lebens-mrtelverforgung der Bevölkerung nach sich ziehen Da diedeutschen Eisenbahner bis jetzt die Arbeit unter fremder Regieablehnten , müßten nun auch nach Dortmund die Lebensmit -tel in Lastautos gebracht werden, ein Auslsilfsmittel. das we-gen des Materialmangels bald versagen werde .

Ikrurze "Racbrfcbten.
Serif «, 19. Juni . In der heutigen Sitzung des ständige«Ausschusses des Reichseisenbahnrats sprach sich die Mehrheitdes Ausschusses für die von der Verwaltung vorgesehene Er¬höhung der Gütertarife um 256 Prozent aus . Eine Erhöhungder Pcrsonentarife zum 1 . Juli d . I . um 300 Prozent für die1 . und 2. Wagenklaffe und von 200 Prozent für die 3. uni»4. Wagenklasse wurde mit beträchtlicher Mehrheit angenommen.Die Entscheidung des Reichsverkehrsministers steht noch aus .München , 10. Juni . Der Staatsanwalt beantragte in»Fuchs-Prozeß am Schluß seines heutigen Plaidoyers folgendes *Für Fuchs lebenslängliches Zuchthaus, 10 Millionen Geld-strafe und Aberkennung der bürgerlichen Ekrenrechte auf Le-bensdauer , für Munk 5 Jahre Zuchthaus, 50 Millionen Geld¬strafe , Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte auf 10 Jahr «,Zul fftgkeit der Stellung unter polizeilicher Aufsicht . Auswei-sung ans dem deutschen Reiche und sofortige Verhaftung , fürBerger 2 Jahre Festung und 200 000 Mark Geldstrafe, für Ru -dolf Gutermann 1 Jahr 5 Monate Festung und 1 Million!Geldstrafe , für Richard Gutermann Freispruch.

London, 16. Juni . Nach einer Meldung aus Konstantinopekhat der englische Nachrichtendienst in Konstantinopel Kennt -nis von dem Vorhandensein einer starken türkischen Armee i«Thrazien erhalten , die aus Kavallerie, Artillerie und Infan¬terie bestcht. Diese Armee sei 30 Meilen von Konstantinopelentörnt in Silivri ikoirzentriert. Die Büwegung dieser Armeesei einige Zeit von englischen Torpedobootszerstörer» beouach.tet worden . Einer Mitteilung des Zevslörer'boots „ Splendid¬ist die vor zwei Tagen erfolgte Beschlagnahme eines türkische «! Truppentransportschiffes zu verdanken.
! Paris , 19 . Juni . Mach den aus Brüssel vorliegenden Mel -i düngen begegnet Herr Theunis bei seinem Versuche ein Ka-! binett zu bilden, außerordentlichen Schwierigkeiten . Er hat
j rm Laufe des heutigen Tages niit den Führern der katholischen! Linken, der Liberalen und der Vlamen verhandelt, und e»scheint, daß die ursprünglich in Aussicht genommene Koalitio«zwischen den Liberalen und Katholiken als aussichtslos falle«gelassen worden ist. Die Frage der Genter Universität und dieForderung der Vlamen nach Einführung des zweisprachigenKommandos in der Armee, die von den Liberalen abgelehntwird , ist nach wie vor der Stein des Anstoßes, an der alleKombinationen bisher gescheitert sind . Der morgige Tagwird vermutlich die Entscheidung bringen, ob Herr Theunis ,der den ihm vom König erteilten Auftrag noch nicht definitivangenommen hat , seine Bemühungen fortsetzen oder endgültigauf die Neubildung des Kabinetts verzichten wird . (Frkf. Ztg .j

Badische Übersicht.
Ksdiscber Landtag .

DZ . Karlsruhe , 19. Juni . >
Vor vitntritt in die Tagesordnung wurden kurze Anfrage»

erledigt . Daraus ergab sich, daß die Voruntersuchung gege«
Geschäftsführer Abele und Gen. von der Siedclungs - undLandbank wegen Untreue beim Hagenschießunternehmen nochnicht abgeschlossen ist. Man hofft auf baldige Fertigstellungdes umfangreichen Sachverständigengutachtens und auf Durch¬
führung des Verfahrens noch im Laufe dieses Sommers . Di«
zivilrechtlichen Regreßprozrfse sind bis dahin ausgesetzt .

Das Haus verabschiedete dann in 2. Lesung das Hinter¬lesungsgesetz und die Vorlage betr. Änderung des Einfüh «
rungsgesetzes zu den Rrichsjustizgesetze », des Kostengesetzes unddes Gesetze » über die Bestellung von Bergleichsbehörden t«streitigen Rechtsangelegrnheitr » .

Es folgte die 2. Lesung der bad . Krcisordnung. Einige De¬batte verursachte der sozialdemokratische Antrag, wonach die
Mahlen zur Kreisversammlung in Verbindung mit den Land-
tagswahien stallfindcn sollen. Dafür sprechen die Abgg . Rückert ,Strobel und Maier -Heidelberg, dagegen die Abgg . Rüger
(Ztr . ) und Dr . Glöckner (Dem. ), da der Vorschlag nicht dt«
Gewähr für eine angemessene Vertretung der Amtsbezirk« bte»
tet . Der Antrag wurde abgelehnt utid schließlich das aapzK



Gesetz mit allen gegen L kommunistischen Stimmen nach -len
Beschlüssen der 1 . -Lehmig angenommen .
- Abg . Sack (Ztr . ) berichtete dann über die Anfhebung des
ReblauSgrfetzeS. Das Haus stimmte der Vorlage in beiden
Lesungen zu.

Die Regierung wurde außerdem ersucht : a ) für die Wieder,
dePflanzung der Reblausherde Wurzelreben aus dm staat-
kchen . MuUeraärten kostenlos zur Verfügung zu stellen. d) die
durch die AufheibuiuD Hes Gesetzes frei werdenden Mittel für
die ReblausbekämpsMg zu verwenden.

Der Berichterstatter hatte in gründlicher Behandlung der
Materie auf die einschlägigen veichsgesetzlichen Bestimmungen»erwiesen . An den Gegenstand knüpfte sich eine kurze De-
Latte, wobei vom Abg . Engelhard (Ztr . ) auf die Schwierig¬keiten abgehoben wurde , mit denen der' Winzer zu kämpfen
Hat, während her Aba. Gebhard (Landbund) sich für die Ein¬
führung der reblaussicheren veredelten Rebe einfetzte .

Im weiteren Sitzungsverlaufe erstattete Abg . Hertle (Land-
Hund ) Bericht über den Antrag Roeckel (Ztr . ) und Gen . betr.
kie Förderung der Schafzucht durch Errichtung , von Gemeinde-
Deiden in den landwirtschaftlich, wenig genutzten Gegenden,
ßowie durch entsprechende Aufklärung und Belehrung .

Abg. Roeckel (Ztr . ) trat lebhaft für den Antrag ein . Abg.
Engelhard (Ztr . ) befürchtet' von einer ausgedehnten Schafzuchteine Schädigung der Landwirtschaft. Abg. Dr . Mattes (D . Vpt.)»ersuchte die Bedenken des Vorredners zu zerstreun mit dem
Hinweis , daß die verhältnismäßig billige Schafzucht produk¬
tionsfördernd wirke . Abg . Schrank (Landbünd ) teilt die Auf¬
fassung des Abg) Engelhard . Abg. Albietz (Ztr .) wandte sich
gegen eine etwaige Milderung der veterinären Vorschriftenfür die Wanderschäfcrei.

Dem Antrag Roeckel wurde darauf zugestimmt und ein Ge¬
such des Süddeutschen Schäfereiverbandes (Sitz Stuttgart ) um
Milderung der behördlichen Vorschriften zur Ausübung der
Wanderschäferei zur Kenntnisnahme überwiesen in demSinne , daß auf eine einheitliche Abfassung in Verordnungender einzelnen Länder hingewirkt werden soll.

Abg . Dr . Hanemann (D . -Natl . ) berichtete schließlich über
dm Landbundantrag auf Abänderung des § 3 des Jagdgesetzes
dahin, daß die Gemeindm durch Gemeindebeschluß berechtigt
sind, die G-nreindejagden außer durch Versteigerung auch im
Wege schriftlichen Angebotes vergeben zu können, und daß der
Jagdpachtpreis in Sachwerten (Wild ) festgesetzt werden kann.

Der Ausschuß beantragt Ablehnung und die Annahme einer
Entschließung, wonach die Regierung ersucht wird , alsbald zuprüfen , ob nach den in den letzten Jahren bei Jagdversteige¬rungen gemachten Erfahrungen eine Änderung des 8 3 des
Jagdgesetzes geboten erscheint , und dem Landtag das Ergebnisder Prüfung mitzuteilen .

Hier wurde die Sitzung abgebrochen und die Weiterberatungauf Mittwoch vormittag 9 Uhr vertagt . Schluß 8 Uhr .

Karlsruhe , 30. Juni . Zu Beginn der Bormittagsisitzung
bemängelt Abg . Dr . Hanemann (D .-Natl .) in einer KurzenAnfrage , daß sich der ausgewiesene Offenburger .Bürgermei¬
ster BLihrer um eine Stelle nach Gruppe 13 beworben habe.

Justizminister Trunk erwidert , daß das Gesuch Bührersum Wiederverwendung , im Staatsdienst nach den geltenden
Bestimmungen behandelt worden sei.

Hierauf beschäftigte Iftch das Haus weiter mit der Jagdpacht¬
frage .

Abg. Martin (Ztr .) tritt für den Äusschußbeschluß ein . Ein
dringendes Bedürfnis zur Änderung des Jagdgesetzes liege
nicht vor .

Abg . Schrank (Landbundtz begründet den erneut eiugebrach-ten Antrag , wonach die Jagden auch vergeben werden kön¬
nen und zwar an einen der drei Höchskbietenden . Der An¬
trag wirb abgelehnt und der Entschließung des Ausschusses
zugestimmt.

Die Kommunisten stellen den Antrag , der Landtag wolle br-
fchließen, die Jagdpacht der Staats - und Gemeindewaldungen
aufzuheben , die Jagd durch Fovstbearnte ausführen zu lassenund das Fleisch des erlegten Wildprets den Kranken und
Krankenhäusern zuzuw :iserr.

Namens des Rechtspflegeausschusses erklärt die Berichter¬
statterin Frau Abg. Fischer (Soz .), daß der Antrag eine gute
soziale , Seite habe, aber sehr schwer durchzuführen sei. Es
wird Ablehnung b̂eantragt .

Frau Abg. Unger >(!Komm.) begründet ihren wiederholt ein-
gebrachten Antrag , der jedoch abgelehnt wird .

Ein Antrag Röckel und Gen . wünscht Einschränkung des
privaten Autoverkehrs an Sonn - und Feiertagen , ferner
Herabsetzung der FÄhrtgeschwindigkeit durch geschlossene Ort¬
schaften und Städte .

Abg . Schrank (Landbund ) berichtet über die Ausschußbera¬
tung und stellt den Antrag , man wolle dem Antrag feine Zu¬
stimmung erteilen , in dem Sinne , daß die Regierung ersucht
wird , unverzüglich und mit allen zu Gebote stehenden Mitteln
die Gezeichneten Ziele zu verfolgen .

M -z . Röckel (Ztrs ) legt dar, daß der Autoverkehr fast zur
Landplage geworden sei . Es ĥandle sich um den hygienischen
Schutz des Publikums und um den Schutz des Städtebildes .
gegen Auswüchse, des Autofahrens . Diesen Verkehr ganz
unterdrücken zu wollen , falle niemanden ein.

Abg. Albietz (Ztr . ) wendet sich insbesondere gegen die Ra¬
serei durch geschloffene Ortschaften im Hinblick auf die Staub -
entwicklung und Unglücksgefahr.

Abgl Dr . Paasche (D . Bp.) schließt sich ihm an . '
Abg. Maier -Heidelberg (Soz .) tritt für ein radikales Verbot

des , Autoverkehrs an Sonn - und Feiertagen ein.
Abg . Hertle (Landb'.md) unterstützt den Ausschußantrag und

fordert hohe Besteuerung der Auto und Motorräder .
Staatspräsident Remmele erklärt, daß die Bezirksämter auf

Grund einer Verordnung der Reichsregierung vom 15. März
d. I . angewiesen wurden , die Straßen mit starkem Passanten -
vcrkehr an Sonn - und Feiertagen von 10 Uhr morgens bis
abends 7 Uhr für den Autoverkehr zu sperren . Doch dürfeman das Kind nicht mit dem Bade ausschütten . Man sollte es
bei dem von der Regierung arig,'ordneten Zustande belassen.
In den Städten !ö?me man sich den Verkehr ohne dieses Ver¬
kehrsmittel nicht mehr denken . Zu beachten sei, daß ein gutTeil der Hotclindustrie , von . dem Autoverkehr lebt. Die Be¬
zirksverwaltungen in Baden sollten den Schutz ihrer Bevölke¬
rung ini Auge behalten.

Darauf wird dem Ausschußantrag zugestimmt.
Es folgt ein eingehender Bericht des Abg . Dr . Schmitt -

Karlsruhe (Ztr . ) über die komplizierte Frage des Stammgut¬rechts . Der Rechtspslegeausschuß beantragt , dem Entwurfeines Ausführungsgesetzes zu 8 66 dev Verfassung usw. —
Qtammgüteraufhcbungsgesetz — zuzustimmeu . Darnach wärekünftig das allgemeine bürgerliche Erbrecht maßgebend.Die Beratung des Gesetzes findet ' später statt)

Abg. Seubrrt (Ztr .) berichtet über einen Zentrumsantragbetr. die Stenereinnehmereien . Das Haus stimmte dem Ersu¬chen an die Reichsregierung zu , den badischen VerhältnissenRechnung zu tragen . In die Landgemeinden sollten an be¬stimmt: n Terminen pit Erstge ^ennahrne der Steuererklärun¬

gen Beamte des zuständigen Finanzamtes entsandt werden,die . Sterrreinnehmereicn zur Entgegennahme aller Zahlungen
befugt sein .

Ein weiterer Zentrumsantrag , über den gleichfalls Abg .Srubert Bericht erstattet , verlangt für die Aufhebung von
Postagenturen Rücksichtnahme auf die zum größten Teil ge¬birgige Lage unseres Landes und die damit verbundenen Ver-
kehrssthwr-erigkeiten. Dem Antrag wird zugestimmt.

Damit ist die Tagesordnung erschöpft . Nächste Sitzung :
Dienstag Nachmittag : Stammgütergesetz , Rcallasten usw.Schluß 1 Uhr.

Die deustcbe Vlotgemeinscbatt in Jßaben.
P .A. Die am 9. November 1922 gegründete Deutsche Not-

gemeinschast in Baden hat im Laufe des Winters ihre Tätig¬
keit

^
der Sammlung und Verteilung von Geldmitteln durch -

geführt . Die Sammlungen haben teils in der Zeichnung vonGeldmitteln , teils in der Zuwendung von Lebensmitteln ' allerArt, teils in der Leistung von Überstunden oder Verzicht aus
Lohnteilo zugunsten der Notleidenden seitens der Arbeiterschaftund der Unternehmer bestanden. An Geld ging , insgesamtein 241 Millionen Mark ; davon 132 Millionen Mark in den
12 Städten , 109 Millionen Mark in den Bezirken. An Lebens¬mitteln gingen ein (in Zentner ) : Kartoffeln 64 000, Gemüse875 , Obst 1900, Mehl 450, Fett 1350 ; an Heizmaterial (inZentner ) Kohlen 6000 , Holz^ 2000 .

Während die meisten Ausschüsse ihre Tätigkeit mit dem
Frühjahr eingestellt haben, gehen einige große Stadtgemeindenmit dem Gedanken um, die Notgemeinschaft als eine ständigeEinrichtung fortzuführen , die in enger Fühlung

'
mitdem Stadtfürsorgeamt die taktvolle Versorgung des Kreisesder „neuen Armen " übernimmt . Diese Entwicklung ist zubegrüßen , insofern sie eine größere Beweglichkeit in der Ver¬

teilung von Mitteln gestattet, als sie einem Kommnnalamt indev Regel möglich ist.

Dklege der deutschen Sprache lm Schul¬
unterricht.

D :r Minister des Kultus und Unterrichts hat an die Schul¬behörden und Schulleiter folgenden Erlaß gerichtet :Es muß den Beobachter mit Sorge erfüllen , daß die Fähig¬keit des mündlich oder schriftlich gefaßten muttersprachlichenAusdrucks rm deutschen Volke zurückgeht. Gerade auch die
Erscheinungen des politischen Lebens in der jüngsten Ver¬
gangenheit zeigen vielfältig , daß es anderen Kulturnationen
besser als uns gelingt , in ihren öffentlichen KundgebungenGedanken klar und einfach , Gefühle stark und mit Wärme ,Gesinnungen eindrucksvoll und überzeugend vorzutragen . Die
Sprache des deutschen öffentlichen Lebens bietet vielfach ein
Wild fachlicher Trockenheit, blutloser Abstraktheit, lederner
Armseligkeit und frostiger Unbcholfenheit . Ich erachte es
darum

_ für geboten, daß die Schule der Pflege eines guten
muttepsprachlichen Ausdrucks von Gedachtem, Empfundenemund Gewolltem unablässig ihre größte Aufmerksamkeit schenkt.Dies kann nicht nur erreicht werden durch besondere Veran¬
staltungen mündlicher und schriftlicher Art , wie etwa durchden darstellenden Aufsatz oder Übungen im zusapimenhängen -
den Vortrag , sondern die Pflege des Ausdrucks mutz sich aufdas gesamte Sprechen und Schreiben im Unterricht erstrecken ,in allen Fächern und in jeder Materie . Dabei sst wirkliche
persönliche Eigenart sorgsam zu wahren , immer aber auf
Einfachheit und Durchsichtigkeit der Gedankenführung , auf
Freimut und Anstand der Gch

'innungskundgsönng zu hatten .
Ganz besonders ist bildhafte Anschaulichkeit, die sich durchausmit logischer Folgerichtigkeit verträgt , liebevoll zu pflegen und
dort auch niemals einznschüchtern, wo sie sich einmal ver¬
greift und der Nachbesserung bedarf . Es verdient auch Be¬
achtung, daß der Tonfall der (Mundarten , in ihnen reizvoll,dem Hochdeutschen häufig nicht ansteht, sondern hier entstel¬
lend oder ermüdend wirkt ; das ästhetische Eigenleben des Hoch¬
deutschen -in Aussprache, Satzton , Wortschatz und Ausbau ist
aufs Sorgfältigste zu pflegen . Die Sprachverwilderung durch
fach- und sportsprachliche Unarten , durch Telegrammstil und
iModeredeNsarten ist unausgesetzt zu bekämpfen. Ŝchließlich
muß die deutsche Sprachgesinnung entschlossen gefördert wer¬
den . Ungeachtet allen Kulturguts , das uns die Pflege der
Fremdsprachen zubringt , muß der Glaub : des jungen Deut¬
schen an seine Muttersprache als an eine Weltsprache früh¬
zeitig geweckt und ihm das höfliche aber bestimmte , schlichte
aber gepflegte Reden in feiner Sprache , statt der Sucht in
allen möglichen anderen zu radebrechen, als ein Teil seiner
Wesensart anerzogen werden .

Ich ersuche auch alle zuständigen Stellen des Schulwesens ,bei Revisionen , Klassenbesuchen und dergl . von der Pflege des
muttersprachlichen Ausdrucks in allen Teilen des Schulunter¬
richts sich noch sorgfältiger als bisher zu überzeugen .

Die badischen Sparkassen zu Anfang des
Iabres 1923 .

Nach den Stand vom 1 . Januar d. I . beträgt die Gesamt¬
zahl der Sparkassen in unserm Land 157 , davon sind 150
Kaffen mit Gcmeindebürgschaft und 7 Pribatspalkaffan . Seit
der letzten Veröffentlichung über Sparkassen (siehe Statisti¬
sche Mitteilungen " Jahrgang 1922 Nr . 2 Seite 30) hat sich
die Zahl der Sparkassen um eine vermindert , und zwar um
die Privatsparkasse Durlach , die sich am 31 . Dezember 1922
aufgelöst hat . . Wenn in nachfolgenden Ausführungen Anga¬
ben über die Zahl der Sparkasseneinleger und über Spargut¬
haben gemacht werden, so ist dabei im Voraus z» bemerken,
daß 25 Sparkassen noch nicht in der Lage waren , Angaben übel '
den Stand vom 1 . Januar d . I . zu machen ; abgesehen von
wenigen Ausnahmen ( darunter MoSbach , Tauberbischofsheim,
Ladenburg , Schopfheim und Säckingen) handelt es sich hierbei
durchweg um kleine Sparkassen , deren Einleger hauptberuflichLandwirte oder Handiverker sind ; durch die Weglassung dieser
Zahlen dürfte das Gesamtbild über den Stand der Sparkassen
in unserm Land kaum beeinflußt werde» .

Die Gesamtzahl der Sparkasseneinleger nach dem Stand
vom 1 . Januar d . I . beträgt für die 132 Sparkassen , die An¬
gaben gemacht haben, 1,1 Millionen (genau : 1 147 944 ) , mit
anderen Worten : auf jede zweite Person des Landes entfällt
ein Sparkassenbuch. Die gr' ßte Einlegerznhl weist die städti¬
sche Sparkasse Mannheim mit 10? 168 auf ; dann folgt die
städtische Sparkasse Karlsruhe mit 77 258 Einlegern , Freiburgmit 64 846, Pforzheim mit 59 046 und Heidelberg mit 43 437 ;bei acht ausschließlich ländlichen Sparkassen bleibt die Einleger¬
zahl unter 1000 : den niedersten Stand weist eine Sparkasse
mit 490 Einlegern auf .

Das Gesamteinlageguthaben der 132 Sparkassen beträgt
nach dem Stand vom 1 . Januar d. I . 4,4 Milliarden Mark ;im Durchschnitt des Landes entfällt somit auf ein Sparkassen¬
buch eine Einlage von 3 890 Mark . Innerhalb der einzelnen
Sparkassen gestaltet sich daS Bild sehr verschieden ; bei der
Sparkasse im ausschließlich landwirtschaftlichen Bezirk Bonn -
darf entfallen, auf ein Sparkassenbuch 6532, bei der städtischen
Sparkasse Mannheim dagegen 8605 , bei der städtischen Spar¬
kasse Karlsruhe 2008. Ob das hohe Einlageguthaben in Bonn¬

dorf auf einen g «.steig -rten . Sparsinn der S8^warzwäkder Be¬
völkerung oder aus den Mangel an Effektenbanken in diesemBezirk zurückzuführen ist, muß dahingestellt bleiben.Vergleicht man die Ergebnssse der Sparkasscnstatistik aufAnfang dieses Jahres mit denen von Anfang 1921, wobei j«,Interesse der Vergleichbarkeit die obengenannten 26 Sparkaffsen , die nicht in der Lage waren , Angaben zu machen , außerBetracht bleiben müssen , so ergibt sich folgende» Bild :Die Gesamtzahl der Eparkäffencinleger , die zu Beginn desJahres 1931 (unter Weglassung der Mitgficderzahlen oben¬
genannter Sparkassen ) 1161770 betragen hatte , fit um rund16 174 d. s. 14 Prozent gestiegen. Bei einer größeren An¬
zahl von Sparkassen ist im Lauf der letzten Jahre ein Still¬
stand oder gar ein Rückgang in der Zahl der Einleger einge¬treten ; nur bei .10 Kassen ist eine stärkere Zuname der Spar¬einleger zu verzeichnen, darunter Baden mit 3272, Mannheimmit 2351, Radolfzell mit 1883, Frriburg mit 1676 Einlegern .Die Gesamtsumme der Sparguthaben , die zu Beginn des
Jahres 1931 rund 1966 Millionen Mark betragen hatte , hat sich
zahlenmäßig um 2460 Millionrn , d . f. rund 27,1 Proz . ver¬
mehrt . In Anbetracht der im letzten Jahre eingetretenen
Geldentwertung bedeutet allerdings diese Zunahme der Spar -
guthabrn sehr wenig besonders wenn man bedenkt, daß ine
großen Verluste an den Kriegsanleihen von den meisten Spar¬
kassen bisher nur zum kleinen Teil abgeschrieben sind .

In diesem Zusammenhang ist noch zu erwähnen , daß im
letzten Jahr ( 160£f) 10,6 Milliarden Mark bei den Sparkassen
cinbezahlt , dagegen ! 15,3 Millionen . abgehoben worden sind.
Die Zahl der Sparkassen, - di : Giro - und Scheckverkehr einge»
führt haben, beträgt 111, der Bestand an Giro - und Scheck¬
guthaben 4,9 Milliarden Mark.

Vom Kadiscben Kauernvereln .
P .A . Der Badische Bauernverein hält nächsten Sonntag un¬

ter dem Vorsitz von StaatSrat Meihhaupt -Pfullendorf seine
alljährliche Herschau ab. Anläßlich dieser Tagung , die viele hun-
derte von Landwirten auS dein ganzen Land zusammenführt ,ist es von Interesse , auf die segensreiche Tätigkeit dieses im
Jahr 1885 gegründeten Verbandes «inen Blick zu werfen.
Nach den Feststellungen des Badischen Statistischen Landesamts
umfaßt heute der Bauernverein 125 000 Mitglieder ; es dürfte
heute nur noch wenige Gemeinden gelben, in denen ein Bauern¬
verein noch nicht besteht . Der größte Teil dieser Mitglieder ge¬hört gleichzeitig dem Genoffenschaftsverband des BadischenBauernvereins an , der 825 eingetragene Genossenschaften und
193 Ortsvereine mit Warenbezug umfaßt . Welche volkswirt¬
schaftliche Bedeutung diesem Genoffenschaftsverband heute zu¬kommt, mag daraus ersehen werden, daß im Berichtsjahr 1922
rund 2 Millionen Zentner Kunstdünger , 400 000 Zentner
Mehl , 350 000 Zentner Futtermitttel , 250 000 Zentner Saat¬
gut , sowie größere Mengen von Kohlen, Holz, iHeu, Stroh und
dergleichen umgesetzt wurden . Der eigene Getreideumsatz
( ohne den der Verbandsvereine ) beträgt 100 000 Zentner .
An Kartoffeln wurden 140 000 Zentner an die Verbraucher ge¬liefert ; des weiteren größere Mengen Kraut , Möhren usw.,ferner 1 Million Eier . Maschinen würden im Werte von 4114 '
Millionen Mark abgesetzt . Lager waren am 1 . Januar 1923 :
66 , und zwar teils eigene, teils gemietete vorhanden , von denen
mehrere als Getreidelagerhäuser ausgebaut find.

Die Badische Bauern -Bank , die Zentralkasse der BadischenBauernvereinS -Organifation , hatte im letzten Jahre einen Um¬
satz von 3334 Milliarden Mark, im ersten Vierteljahr 1923 von
62 Milliarden Mark .

Ikurze Macbrlcbten aus Kaden.
Offenburg , 19. Juni . Seit gestern ist eine neue BrrkehrS-

einschriinkung in Kraft getreten . Auf Befehl des Brückenkopf,kommandanten von Kehl müssen sämtliche Personen , die sichvon Gengenbach in das besetzte Gebiet und umgekehrt bege¬ben . den sranzösischen Posten auf der Landstraße am Bahnhof
Ortenberg passieren. Alle sonstigen Wege zwischen Ortenbergund EberSweier find für den Verkehr verboten . Personen , die
fich dem Posten zu entziehen versuchen , setzen fich der Verfol¬
gung aus . Ausgenommen find nur Landleute , wenn fie sich aufihre Äcker zu ihrer Arbeit begeben, die sich jenseits der vorge¬
schriebenen Grenze befinden.

D2 . Schöna«, 19. Juni 1923 . Die Familie Schlageter ver¬
öffentlicht folgende Danksagung : Bei dem schmerzlichen Verlust!der uns mit dem tragischen Tode unseres lieben unvergeßlichenSohnes , Bruders , Schwagers u . Onkels , Albert Leo Schlageter ,der in seiner großen Liebe zu unserem Deutschland sein Leben
opferte, betroffen hat , stich uns aus der engeren Heimat u. ausdem ganzen deutschen Vaterland unzählige Beweise von lieben¬der Teilnahme geworden, sodaß wir nicht imstande sind , allen im
einzelnen gebührend zu danken. MIjen, allen, die uns und demteuer « Toten in diesen schweren Tagen der Trauer und Trüb¬
sal mitfühlende Liebe und teilnehmende Ehrung erwiesen ha¬ben , besonders auch für die herzlichen tiefempfundenen Nach¬rufe , die Fülle der Kranzspenden und das überwältigende Geleit
zur letzten Ruhestätte den herzinnigsten Dank.

J>Z . Bilfingen, 10. Juni 1923 . Bei der letzten Holzverstel -
geruug durch den Waldbesitzerverband wurden für ungefähr6700 km 1650 Millionen Mark gelöst . Im Durchschnitt wurdenfür Fichten und Tannen 1624 bis 1051 Prozent , für Forlen 1432bis 1732 Prozent der Grundpreise erzielt.

Ltaatsrmzeiger.
Zur Zusammenlegung von 13 badischen Lotterien und zagemeinsamen Ausspielungen als „badische BaudenkmSler - undWohlfahrtslotterie " wurde die staatliche Genehmigung erteilt .
K a r l S r u h e . den 18 . Juni 1923.

Der Minister dev Innern .
I . V . : LeerS .

personeller Teil .
Ernennungen. Versetzungen , Zuruhesetzungen usw.

der planmäßigen Beamte»
Aus dem Bereich des Ministeriums des Kultus

und Unterrichts .
Lerlirhen :

Dem planniäbigen außerordentlichen Professor für Forst¬
botanik Ör . Peter Stark an der Universität Freiüurg die aka¬
demischen Rechte und die Amtsbezeichnung eines ordentliche»
Professors .

Versetzt :
Gewerbelehrer Dipl .-Jng . Dr . Emil Gutnian an der Gewer¬

beschule in Freiburg an jene in Karlsruhe .
Gestorben:

Bezirkstierarzt Heinrich Krone» in Karlsruhe
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